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Entschließungsantrag 

der Gruppe der PDS 


1. zu dem Entwurf eines Steuerreformgesetzes (StRG) 1998 
- Drucksachen 13/7242, 13/7775, 13/8020 - 


2. zu dem Entwurf eines Steuerreformgesetzes 1999 
- Drucksachen 13/7480, 13/7917, 13/8022, 13/8023 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die bisherige Steuer- und Abgabenpolitik der Bundesregie- 
rung war im Kern auf die Umverteilung zugunsten von Unter- 
nehmen sowie höherer Einkommen und Vermögen gerichtet. 
Trotz anhaltend hoher bzw. wachsender Anforderungen an die 
öffentliche Hand sank in den alten Bundesländern die Steuer- 
belastung der Einkommen aus Unternehmenstätigkeit und 
Vermögen von 1980 bis 1995 um 34,4 %. Weitere Entlastungen 
der großen Vermögen und Einkommen werden bereits in die- 
sem Jahr wirksam. Allein durch die Abschaffung der Vermö- 
gensteuer werden jährlich bis zu 10 Mrd. DM weniger Steuern 
eingenommen. 

Neben der Erhöhung der Staatsverschuldung wurden die Ent- 
lastungen vor allem durch die Erhöhung der Lohnsteuer und 
der indirekten Steuern - insbesondere der Mehrwertsteuer - 
finanziert. So stieg der Anteil der Lohnsteuer an den gesamten 
Steuereinnahmen von 30,6 auf 34,7 %. Der Anteil der Mehr- 
wertsteuer erhöhte sich von 25,6 auf 28,8 %. Da mit sinkendem 
Einkommen ein höherer Anteil für den Konsum ausgegeben 
wird, führte die Erhöhung der Mehrwertsteuer zu einer stär- 
keren Belastung der unteren Einkommensschichten. Letztlich 
haben somit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Be- 
zieherinnen bzw. Bezieher von kleinen und mittleren Einkom- 
men den Rückzug der Unternehmen und der Vermögenden aus 
der Finanzierung der öffentlichen Aufgaben bezahlt. 

2. Die für 1998 und 1999 geplante Reform der Einkommensteuer 
zielt auf eine erneute Begünstigung hoher Einkommen und Un- 
ternehmen ab. Ein großer Teil des in den Gesetzentwürfen der 
Regierungskoalition ausgewiesenen Entlastungsvolumens von 
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insgesamt 44,9 Mrd. DM entfällt wiederum auf Bezieher von 
hohen und Spitzeneinkommen. Unverheiratete Steuerpflichti- 
ge mit einem Einkommen von 45 000 DM würden aufgrund der 
Änderungen des Tarifverlaufs etwa 1 800 DM weniger Steuern 
zahlen. Bei einem Einkommen von 100 000 DM beträgt die ta- 
rifliche Entlastung bereits fast 4 000 DM. Die Entlastung nimmt 
mit steigendem Einkommen weiter zu und erreicht bei einem 
Einkommen von 500 000 DM einen Betrag von rd. 59 400 DM. 
Nach überschlägigen Schätzungen fließt dem obersten Zehntel 
der Lohn- und Einkommensteuerzahlenden rd. die Hälfte, 
den obersten 1 % rd. ein Drittel des tariflichen Entlastungs- 
volumens zu. Der unteren Hälfte der Steuerzahlenden kommt 
dagegen nur etwa 15 % des Entlastungsvolumens zugute, 
während sie zur Gegenfinanzierung der Tarif änderungen 
überproportional herangezogen werden. Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sollen zukünftig allein durch die Absenkung 
derWerbungskostenpauschale von2 000 DM auf 1 300 DM, die 
weitgehende Streichung der Absetzbarkeit von Aufwendun- 
gen für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte und die 
schrittweise Besteuerung von Nacht-, Sonn- und Feiertagszu- 
schlägen mit jährlich bis zu 7,7 Mrd. DM stärker belastet wer- 
den. Weitere Belastungen resultieren aus der von der Bundes- 
regierung beabsichtigten Erhöhung der Umsatzsteuer. 

Im Resultat werden demnach gerade die unteren und mittle- 
ren Einkommensgruppen mit hoher Konsum- und niedriger 
Sparquote nur gering entlastet, vielfach sogar stärker belastet. 

3 . Ungeachtet bestehender Probleme bei der Besteuerung von Al- 
terseinkünften ist die von der Regierung und Koalition beab- 
sichtigte verstärkte Besteuerung von Renten und Versor- 
gungsbezügen nicht zu rechtfertigen. Durch die Besteuerung 
von 50 % der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
bzw. von 30 % der Renten aus anderen Ansprüchen statt der 
bisherigen Ertragsanteilsbesteuerung sowie die Halbierung 
des geltenden Versorgungsfreibetrags von 6 000 DM sollen äl- 
tere und behinderte Menschen zukünftig in Höhe von mehr als 
2,7 Mrd. DM zur Finanzierung tariflicher Entlastungen heran- 
gezogen werden. Diese Maßnahmen beseitigen jedoch nicht 
die strukturellen Mängel bei der Besteuerung verschiedener 
Alterseinkünfte, sondern führen letztlich nur zu einer Verrin- 
gerung des verfügbaren Einkommens. Vor dem Hintergrund 
wiederholter Leistungskürzungen bzw. unzureichender Fort- 
schreibung des Rentenniveaus in den vergangenen Jahren 
kann die Neuregelung der Rentenbesteuerung gemäß Entwurf 
des Steuerreformgesetzes 1999 nicht als Beitrag zu mehr Steu- 
ergerechtigkeit, sondern nur als neuer Raubzug an den älte- 
ren und behinderten Bürgern gewertet werden. 

Eine zukünftige Reform der Rentenbesteuerung darf nicht los- 
gelöst von einer umfassenden Reform des Rentensystems und 
dessen Finanzierung erfolgen. Sie setzt diese vielmehr voraus. 

4. Die Gesetzentwürfe lassen wesentliche strukturelle Mängel 
des deutschen Einkommensteuerrechts unangetastet. So för- 
dert das geltende Einkommensteuerrecht durch eine Vielzahl 
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von Regelungen ausschließlich eine bestimmte Form des 
Zusammenlebens - die Ehe. Begünstigt wird jedoch nicht 
nur schlechthin die Ehe, sondern vor allem der Umstand, daß 
Mann und Frau ein unterschiedlich hohes Einkommen bezie- 
hen. Je höher der Einkommensunterschied, desto größer ist der 
steuerliche Vorteil. Angesichts der ungleichen Verteilung 
von Erwerbsmöglichkeiten und Einkommen zwischen den 
Geschlechtern tragen diese Regelungen zu einer weiteren 
Benachteiligung von Frauen bei und konservieren bzw. ver- 
stärken patriarchale Verhaltensweisen. 

Das Ehegattensplitting und die Verdopplung von Frei- und Ab- 
zugsbeträgen im Rahmen der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten führen zu einer steuerlichen Begünstigung der Ehe 
gegenüber allen anderen nichtehelichen Lebensweisen. Be- 
nachteiligt werden somit Bevölkerungsgruppen, deren Be- 
deutung nicht nur zahlenmäßig ständig zunimmt, sondern auch 
im Hinblick auf die Übernahme sozialer Verantwortung wie 
z. B. die Erziehung von Kindern wächst. So lebten 1995 in der 
Bundesrepublik Deutschland 3,5 Millionen Menschen in he- 
terosexuellen nichtehelichen Lebensgemeinschaften. Stati- 
stisch nicht erfaßt ist die Zahl der in getrennten Wohnungen 
lebenden nichtehelichen Gemeinschaften sowie der lesbischen 
und schwulen Lebensgemeinschaften. Allein in den neuen 
Bundesländern leben nahezu die Hälfte der unverheirateten 
Paare mit Kindern unter 18 Jahren zusammen, ln den alten 
Bundesländern sind es 17 %. Insgesamt wachsen etwa 15 % 
der Kinder - Tendenz steigend - außerhalb bestehender Ehen 
auf. 

Die steuerliche Diskriminierung nichtehelicher Lebensweisen 
steht im krassen Gegensatz zur Gewährung sozialrechtlicher 
Ansprüche: So wird analog zur Ehe Sozial- bzw. Arbeitslosen- 
hilfe nur dann gewährt, wenn das Einkommen der Partne- 
rin/des Partners einen bestimmten Betrag nicht übersteigt. Da- 
bei wird davon ausgegangen, daß beide Partner, ob in der Ehe 
oder außerehelich, bewußt auf die Erwerbstätigkeit eines Part- 
ners verzichten. Angesichts von 4,1 Millionen registrierten Ar- 
beitslosen kann jedoch die Erwerbslosigkeit einer Partnerin 
bzw. eines Partners - zumindest im Regelfall - nicht mehr auf 
eine private Entscheidung im Rahmen der Lebensgemein- 
schaft zurückgeführt werden. Vielmehr ist davon auszugehen, 
daß die Gesellschaft nicht in der Lage ist, ausreichend Er- 
werbsmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen. 

5. Die aktuelle wirtschaftliche Lage in der Bundesrepublik 
Deutschland ist charakterisiert durch Arbeitslosigkeit auf an- 
haltend hohem Niveau und eine Schwächung der Binnen- 
nachfrage - u. a. bedingt durch die zunehmende Abgabenbe- 
lastung der breiten Mehrheit der Einkommensbeziehenden in 
den letzten Jahren. Damit einhergehen eine geringere Kapa- 
zitätsauslastung in den Unternehmen und die Tatsache, daß die 
getätigten Investitionen nicht den Anforderungen des Ar- 
beitsmarktes entsprechen. 
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Die Verheißungen der angebotsorientierten Steuerpolitik, mit 
der Regierung und Koalition dieser Entwicklung begegnen 
wollten, haben sich nicht erfüllt. Weder die Absenkung des 
Spitzensteuersatzes bei der Einkommensteuer von 56 auf 53 % 
bzw. die Tarif begrenzung für gewerbliche Einkünfte auf 47 % 
noch die Absenkung der Körperschaftsteuersätze auf einbe- 
haltene Gewinne von 56 auf 45 % sowie auf ausgeschüttete 
Gewinne von 36 auf 30 % haben nachweisbar zu mehr Wachs- 
tum und Beschäftigung geführt. Im Gegenteil: Die Arbeitslo- 
sigkeit hat trotz der damit verbundenen jährlichen Entlastun- 
gen von rd. 12 Mrd. DM nie dagewesene Höhen erreicht. Seit 
1990 stieg sie von 7 % in den alten und 10 % in den neuen 
Bundesländern auf insgesamt 12 %. Allein von 1992 bis 1994 
gingen 720 000 Arbeitsplätze verloren. 

6. Auch von der in den Gesetzentwürfen beabsichtigten weiter- 
gehenden Senkung des Einkommensteuerspitzensatzes auf 
nunmehr 39 % oder der Körperschaftsteuer auf 40 % der ein- 
behaltenen bzw. 25 % der ausgeschütteten Gewinne werden 
kaum positive Effekte in Bezug auf Beschäftigung und Wachs- 
tum ausgehen. In Anbetracht der zu erwartenden unsozialen 
Gegenfinanzierung durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer 
und weiterer Ausgabenkürzungen der öffentlichen Hand so- 
wie dem damit verbundenen Rückgang der Inlandsnachfrage 
ist vielmehr eine weitere Zunahme der Arbeitslosigkeit wahr- 
scheinlich. 

Negative Auswirkungen auf die Beschäftigung werden sich 
darüber hinaus aufgrund der Verschlechterung von Abschrei- 
bungsmöglichkeiten für Gebäude ergeben, da sie ohne ent- 
sprechende Kompensation durch den Ausbau einer außer- 
steuerlichen Wohnungsförderung erfolgt. 

7. Die massive Senkung der Steuersätze finden ihre Rechtferti- 
gung auch nicht in einer im internationalen Vergleich ver- 
meintlich überdurchschnittlich hohen Steuerbelastung deut- 
scher Unternehmen. Laut einer Veröffentlichung des 
Bundesministeriums der Finanzen vom 30. Juni 1996 liegt die 
steuerliche Belastung von Unternehmen in zahlreichen eu- 
ropäischen Staaten höher als in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. So beträgt der Spitzensteuersatz der Einkommensteuer 
in Belgien 60,77 %, in Dänemark 62 % ab einem Einkommen 
von bereits 63 133 DM oder in den Niederlanden 60 % ab ei- 
nem Einkommen von 83 078 DM. Der in der Bundesrepublik 
Deutschland geltende Spitzensteuersatz beträgt unter Berück- 
sichtigung des Solidaritätszuschlags 56,97 %, für gewerbliche 
Einkünfte sogar nur 50,52 %. Letzterer wird innerhalb der EU 
lediglich von Großbritannien, Griechenland und Portugal und 
außerhalb der EU von der Schweiz und den Vereinigten Staa- 
ten unterschritten. Werden zudem die mit den Gesetzentwür- 
fen lediglich eingeschränkten Möglichkeiten zur Gestaltung 
der steuerlichen Bemessungsgrundlage wie z.B. Abschrei- 
bungsvergünstigungen oder die großzügige Bildung von Rück- 
stellungen berücksichtigt, stellen sich die steuerlichen Rah- 
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menbedingungen für deutsche Unternehmen noch günstiger 
dar, als in den Prozentsätzen zum Ausdruck kommt. 

8. Die Bundesregierung war während der gesamten parlamenta- 
rischen Beratungen nicht bereit, ein in sich geschlossenes Kon- 
zept für ihre weitere Finanzpolitik vorzulegen. So kann zwar 
Äußerungen der Regierung entnommen werden, daß zur 
Schließung der in den Gesetzentwürfen ausgewiesenen Fi- 
nanzierungslücke die Erhöhung der Mehrwertsteuer und 
eventuell der Mineralölsteuer geplant ist. Bisher liegen dem 
Deutschen Bundestag jedoch keine Unterlagen vor, aus denen 
hervorgeht, zu welchem Zeitpunkt und in welchem Umfang 
die Erhöhung der indirekten Steuern vorgesehen ist. Lediglich 
in der Begründung zu den Gesetzentwürfen wird darauf hin- 
gewiesen, daß die Finanzierung der Steuerreform durch die 
Verlagerung von direkten zu indirekten Steuern sichergestellt 
werden soll. 

Die Realisierung der Steuerreform steht somit unter einem Fi- 
nanzierungsvorbehalt, der in dieser Größenordnung in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik Deutschland einmalig ist. 

Die Beratungen in den Ausschüssen waren darüber hinaus ge- 
prägt von sich überstürzenden Änderungen bzw. Korrekturen 
der Gesetzentwürfe durch die Bundesregierung selbst. Auf- 
grund des übereilten Verfahrens ist es wahrscheinlich, daß - 
wie bereits beim Jahressteuergesetz 1996 - im Rahmen eines 
ergänzenden Gesetzes erneute Änderungen vorgenommen 
bzw. Fehler korrigiert werden müssen. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert daher die Bundesregierung 
auf, einen Gesetzentwurf zur Reform der Einkommensteuer mit 
folgenden Zielvorstellungen vorzulegen: 

1. Aufkommensneutrale Entlastung kleiner und mittlerer Ein- 
kommen 

a) Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber wie- 
derholt aufgefordert, bei der Einkommensbesteuerung si- 
cherzustellen, daß den Steuerpflichtigen nach Erfüllung 
ihrer Steuerschuld soviel verbleibt, wie sie zur Bestreitung 
ihres Lebensunterhalts unbedingt benötigen. Das Ein- 
kommen in Höhe des Existenzminimus darf demzufolge 
nicht besteuert werden. Auch die für 1999 von der Bun- 
desregierung geplante Erhöhung des Grundfreibetrags 
von derzeit 12 042 DM auf 13 014 DM genügt dieser Maß- 
gabe nicht. Bereits für 1992 ermittelte die Bundesregie- 
rung - gemessen am gesetzlichen Sozialhilfeniveau - das 
Existenzminimum eines Erwerbstätigen in Höhe von 
13 910 DM. Bei Fortschreibung dieses Betrages, insbe- 
sondere unter Berücksichtigung der gestiegenen Lebens- 
haltungskosten für Wohnung und Heizung ergibt sich für 
1999 ein Existenzminimum von mindestens 17 000 DM. 
Der einkommensteuerliche Grundfreibetrag ist dement- 
sprechend zu erhöhen. Die Höhe des steuerfreien Exi- 
stenzminimums ist im Abstand von zwei Jahren durch eine 
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unabhängige Expertenkommission zu prüfen und ggf. an- 
zupassen. 

b) Die gezielte Entlastung kleiner und mittlerer Einkommen 
hat weiterhin durch die Absenkung des Eingangssteuer- 
satzes auf maximal 19 % zu erfolgen. Der Spitzensteuer- 
satz von 53 % wird unverändert bei einem Einkommen 
von 120 042 DM und auf alle Einkunftsarten gleicher- 
maßen angewendet. 

Damit verbunden ist die Streichung der geltenden Tarif- 
begrenzung für gewerbliche Einkünfte auf 47 %. Mit die- 
ser Steuerermäßigung werden einseitig gewerbliche Ein- 
künfte von mehr als 100 000 DM begünstigt. Im Vergleich 
dazu werden aufgrund der Erhöhung des Grundfreibe- 
trages und der Absenkung des Eingangssteuersatzes Ein- 
künfte bis zu einer Höhe von etwa 170 000 DM entlastet, 
wobei die Entlastung für kleine und mittlere Einkommen 
am stärksten ist und mit steigenden Einkommen abnimmt. 

c) Die Körperschaftsteuer wird unverändert in Höhe von 
45 % der einbehaltenen Gewinne erhoben. Ausgeschüt- 
tete Gewinne werden ebenfalls wie bisher mit der Kör- 
perschaftsteuer in Höhe von 30 % und der Kapitalertrag- 
steuer in Höhe von 25 % belastet. 

2. Förderung des Zusammenlebens mit Kindern statt einseitiger 

Begünstigung der Ehe 

2.1 Konsequente Individualveranlagung im Einkommensteuer- 
recht 

a) Im Einkommensteuerrecht müssen für die unterschiedli- 
chen Lebensweisen gleiche Rechte gelten. Dies ist mittels 
einer durchgängigen Individualveranlagung zu realisie- 
ren. Das Ehegattensplitting ist somit zu streichen. Frei- 
und Abzugsbeträge sind konsequent auf das Einkommen 
der jeweiligen Steuerpflichtigen anzuwenden. Daher ent- 
fällt auch ihre automatische Verdopplung in Abhängig- 
keit von der Verehelichung. Der als Ausgleich für das Ehe- 
gattensplitting bisher an Alleinerziehende gewährte 
Haushaltsfreibetrag ist zu streichen. 

b) Das derzeit geltende Steuer- und Sozialrecht weist eine 
Vielzahl von Regelungen auf, die sich wechselseitig wi- 
dersprechen. Im Hinblick auf eine weitgehende Harmo- 
nisierung des Steuer- und Sozialrechts sind auch sozial- 
rechtliche Ansprüche analog dem Grundsatz der 
einkommensteuerlichen Individualveranlagung zu ge- 
währen. 

Folglich sind die Regelungen im Bundessozialhilfegesetz 
(BSHG) und im Arbeitsförderungsgesetz (AFG) bzw. im 
Sozialgesetzbuch (SBG) Teil III dahin gehend zu ändern, 
daß eine Anrechnung von Einkommen und Vermögen im 
Rahmen der Bedürftigkeitsprüfung sowohl der ehelichen 
als auch der nichtehelichen Partner entfällt. Der Anspruch 
auf Sozial- und Arbeitslosenhilfe, ist unabhängig von den 
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Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Partne- 
rin/des Partners zu erfüllen. 

G egenseitige zivilrechtliche Unterhalts Verpflichtungen 
und -ansprüche der Partner treten insoweit zurück wie die 
jeweiligen Ansprüche der Höhe nach aus der Sozial- und 
Arbeitslosenhilfe abgedeckt werden. Demzufolge sind sie 
zukünftig auch für das Einkommensteuerrecht unbeacht- 
lich. 

2.2 Förderung des Zusammenlebens mit Kindern 

a) Bei der Besteuerung von Menschen sind nicht nur Ein- 
künfte in Höhe des eigenen Existenzminimums steuerfrei 
zu stellen, sondern auch die Mittel zur Existenzsicherung 
der Kinder. Um dieser Forderung zu entsprechen, müßte 
das Kindergeld bereits für das erste Kind auf mindestens 
300 DM angehoben werden. Zu berücksichtigen ist je- 
doch, daß sich auch aus dieser Erhöhung des Kindergel- 
des kaum finanzielle Verbesserungen bei niedrigen Ein- 
kommen - insbesondere bei Erhalt von Sozialhilfe - 
ergeben. Da das Kindergeld auf die Sozialhilfe voll ange- 
rechnet wird, hätten lediglich Familien, deren Einkom- 
men über oder knapp unterhalb des Sozialhilfeniveaus 
liegt, einen Vorteil. Für den überwiegenden Teil der Be- 
dürftigen wäre eine Erhöhung des Kindergeldes auf 
300 DM wirkungslos. 

Zukünftig ist demzufolge an Bezieherinnen und Bezieher 
niedriger Einkommen ein existenzsicherndes Kindergeld 
in Höhe von insgesamt 660 DM pro Kind zu zahlen. In Ab- 
hängigkeit von der Höhe des Einkommens ist dieses Kin- 
dergeld bis auf einen Betrag von insgesamt 300 DM zu 
verringern. 

Bis zu einem Einkommen von 17 000 DM erhält jeder El- 
ternteil ein Kindergeld von 330 DM pro Kind. 

Übersteigt das Einkommen eines Elternteils den Freibe- 
trag von 17 000 DM ist das ihm zuzurechnende Kinder- 
geld für jeweils übersteigende 950 DM um 10 DM bis auf 
einen Sockelbetrag von 150 DM zu vermindern. 

Der Freibetrag erhöht sich ab dem zweiten Kind um 
2 160 DM pro Kind. 

Infolge der Erhöhung des Kindergeldes ist der Kinder- 
freibetrag zu streichen. 

Von der Bundesregierung wurde das jährliche Existenz- 
minimum von Kindern auf der Grundlage der gesetzlichen 
Sozialhilfe in Höhe von 6 264 DM (1996) ermittelt. Dem- 
gegenüber geht die obige Kindergeldforderung von ei- 
nem Existenzminimum in Höhe von 7 920 DM aus. Dieser 
Unterschied resultiert aus der Tatsache, daß die Leistun- 
gen nach dem BSHG wiederholt gekürzt bzw. nur unzu- 
reichend an die gestiegenen Lebenshaltungskosten 
angepaßt wurden, so daß eine bedarfsgerechte Grundsi- 
cherung für Kinder durch die Sozialhilfe nicht mehr ge- 
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währleistet ist. Aufgrund der geforderten Erhöhung des 
Kindergeldes wird demzufolge für Kinder wieder eine be- 
darfsgerechte Grundsicherung installiert, wobei die ent- 
würdigende Bedürftigkeitsprüfung durch das Sozialamt 
entfällt. 

b) Mit der Zahlung des Kindergeldes wird im Einkommen- 
steuerrecht dem Unterhaltsanspruch des Kindes gegen- 
über seinen Eltern Rechnung getragen. Insoweit Kinder 
über eigene Einkünfte verfügen, entfällt dieser Unter- 
haltsanspruch gegenüber den Eltern. Konsequenterweise 
ist daher eigenes Einkommen des Kindes ab einer Ge- 
ringfügigkeitsgrenze von jährlich 1 000 DM zur Hälfte auf 
das zu zahlende Kindergeld anzurechnen. 

Diese Regelung soll zugleich der Steuervermeidung durch 
Verlagerung von Einkommensanteilen auf Kinder entgegen- 
wirken. 

c) Alleinstehenden gewährt das Einkommensteuerrecht den 
Abzug von Kinderbetreuungskosten bis 4 000 DM für das 
erste Kind und zusätzlich 2 000 DM für jedes weitere Kind, 
soweit die Aufwendungen wegen Erwerbstätigkeit oder 
wegen Behinderung bzw. Krankheit des Steuerpflichtigen 
erwachsen. Ehepaare können Kinderbetreuungskosten 
nur geltend machen, wenn beide Ehepartner krank oder 
behindert sind. Diese Einschränkung ist - insbesondere 
unter dem Gesichtspunkt einer individuellen Veranla- 
gung zur Einkommensteuer - nicht zu rechtfertigen und 
folglich zu streichen. Darüber hinaus sind die Höchstbe- 
träge für die Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten 
auf 6 000 DM für das erste und 4 000 DM für jedes weite- 
re Kind zu erhöhen. 

d) Aufwendungen für die Beschäftigung von privaten Haus- 
haltshilfen (sog. Dienstmädchenprivileg) sind zukünftig 
nicht mehr zum Abzug als Sonderausgaben zuzulassen. 

3. Umbau der steuerlichen Förderung von Beschäftigung und 
Mietwohnungsbau 

Gemäß § 7 Abs. 2 des geltenden Einkommensteuerrechts 
können für bewegliche Wirtschaftsgüter des Betriebsvermö- 
gens degressive Abschreibungen vorgenommen werden. Un- 
ter den gegenwärtigen Bedingungen ist davon auszugehen, 
daß - sofern überhaupt Investitionsanreize mit dieser Rege- 
lung verbunden sind - daraus kaum positive Arbeitsplatzef- 
fekte resultieren. Mit einem erheblichen Teil der Steuerent- 
lastung werden nicht arbeitsplatzschaffende Investitionen, 
sondern Rationalisierungen finanziert. Begünstigt werden vor 
allem ertragsstarke Großunternehmen, da nur für diese eine 
kontinuierliche Investitionstätigkeit typisch ist. 

Statistische Erhebungen durch den Deutschen Gewerk- 
schaftsbund zeigen zudem, daß die Dynamik von Ausrü- 
stungsinvestitionen nicht an die Höhe der Abschreibungssät- 
ze gebunden ist, sondern vielmehr von anderen Faktoren wie 
der Entwicklung der Binnennachfrage und der nationalen 
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bzw. internationalen Konjunkturentwicklung abhängt. So 
weist der Zeitraum zwischen 1981 und 1995 mit den höchsten 
degressiven Abschreibungssätzen von 30 % die niedrigsten 
Steigerungsraten realer Ausrüstungsinvestitionen von 1 % 
aus. 

Aufgrund der derzeitigen Abschreibungsregelungen wird 
auch der Wertverlust von unbeweglichen Wirtschaftsgütern 
wie z.B. Wohngebäuden unrealistisch hoch ausgewiesen. 
Diese steuerliche Subventionierung wie auch die laufende 
Steuerersparnis aus der Verrechnung von Verlusten aus Ver- 
mietung und Verpachtung mit anderen positiven Einkünften, 
kommt nahezu ausschließlich einkommensstarken Haushal- 
ten sowie kurzfristigen Kapitalanlegern zugute und ist somit 
unter Verteilungsgesichtspunkten ungerecht. Diese Rege- 
lungen werden darüber hinaus nicht den Anforderungen ei- 
nes bedarfsgerechten d. h. bezahlbaren Neubaus von Miet- 
wohnungen gerecht. 

Die degressiven Abschreibungen sind daher sowohl für be- 
wegliche, als auch für unbewegliche Wirtschaftsgüter zu strei- 
chen. Die linearen Abschreibungssätze für unbewegliche 
Wirtschaftsgüter sind auf 2 % für Gebäude des Privatvermö- 
gens und auf 3 % für Gebäude des Betriebsvermögens fest- 
zusetzen, Ebenso zu streichen ist die Möglichkeit, Verluste 
aus Vermietung und Verpachtung mit anderen Einkünften zu 
verrechnen. 

Entgegen den Intentionen des Gesetzentwurfs der Regie- 
rungskoalition sind die entsprechenden Steuermehreinnah- 
men jedoch nicht nur zur Finanzierung von weiteren Steuer- 
satzsenkungen, sondern zur Stärkung von Maßnahmen der 
direkten Investitions- und Beschäftigungsförderung zu ver- 
wenden. Mit der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" steht diesbezüglich ein zwar 
reformbedürftiges, aber - im Sinne einer zielgenaueren För- 
derung - effizienteres Instrumentarium zur Verfügung. Die 
Streichung der degressiven Abschreibungen für bewegliche 
Wirtschaftsgüter trägt darüber hinaus erheblich zur Erhöhung 
der Investitionskraft von Bund, Ländern und Gemeinden bei. 

Die steuerlichen Vergünstigungen für unbewegliche Wirt- 
schaftsgüter sind - wie bereits im Antrag „Umfassende Re- 
form der Wohnungsförderung und Erarbeitung eines Wohn- 
gesetzbuches" (Drucksache 13/4725) gefordert - in eine 
direkte Förderung des Mietwohnungsbaus umzuwandeln. 
Hauptinstrumente dieser Wohnungsbauförderung sind woh- 
nungsbezogene einmalige bzw. zeitlich verteilte, nicht 
zurückzuzahlenden Investitionszuschüsse bzw. -Zulagen und 
zinsgünstige Wohnungsbaudarlehen. Ergänzend werden im 
breiterem Umfang öffentliche Bürgschaften für Baudarlehen 
gewährt. 

4. Transparenz und Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit 

Eine gerechtere Verteilung der Steuerlasten erfordert gegen- 
wärtig in erster Linie den Abbau von Steuervergünstigungen 
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für Unternehmen und höhere Einkommen. Unter diesen Ge- 
sichtspunkten sind zur Finanzierung der tariflichen Entla- 
stungen und Sozialleistungen vor allem folgende Änderun- 
gen vorzunehmen: 

a) Realitätsgerechte Ermittlung von gewerblichen Einkünf- 
ten 

Die Möglichkeit der Bildung von Rückstellungen ist wei- 
tergehend einzuschränken. Vermögen und Verbindlich- 
keiten der Unternehmen sind mit realitätsnahen Werten 
anzusetzen. 

b) Einschränkung des Abzugs von Betriebsausgaben und 
Werbungskosten 

Hierunter fallen insbesondere Bestimmungen des Ein- 
kommensteuerrechts, die dem steuerlichen Mißbrauch 
und der Korruption Vorschub leisten. So sind Bewir- 
tungsaufwendungen sowie Schmier- und Bestechungs- 
gelder zukünftig vollständig vorn Abzug auszuschließen. 

Aus ökologischen Gründen ist die geltende Regelung für 
die steuerliche Berücksichtigung von Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte in eine verkehrsmittelunab- 
hängige Entfernungspauschale in Höhe von 0,50 DM/km 
ab dem ersten Entfernungskilometer umzuwandeln. 

c) Einschränkung von steuerfreien Einnahmen, Freibeträ- 
gen und Steuerermäßigungen 

Die gleichmäßige Besteuerung aller Veräußerungsein- 
künfte ist für die Verwirklichung der Steuergerechtigkeit 
unabdingbar. Darüber hinaus ist die prinzipielle Nichter- 
fassung privater Veräußerungseinkünfte für einen erheb- 
lichen Teil wirtschaftlicher Fehlgestaltung verantwortlich. 
Sie trägt auch wesentlich zum unangemessenen Einfluß 
des Steuerrechts auf Gesellschaftsformen bei. Gewinne 
und Verluste aus der Veräußerung von vermieteten und 
verpachteten Grundstücken sowie von Kapitalvermögen 
sind daher zukünftig wie Gewinne aus der Veräußerung 
von betrieblich genutzten Wirtschaftsgütern zu besteuern. 
Persönlich genutzte Grundstücke bleiben unberücksich- 
tigt. 

Die Freibeträge für die Veräußerung von Unternehmen 
und Unternehmensbeteiligungen sind zu streichen. Die 
steuerfreie Übertragung von betrieblichen Veräuße- 
rungsgewinnen nach § 6 b EStG ist auf Grund und Boden 
sowie Gebäude zu beschränken. Die Regelung ist be- 
triebsbezogen auszugestalten. 

Einkünfte aus Kapitalvermögen werden zukünftig be- 
steuert, soweit sie den Freibetrag von 3 000 DM überstei- 
gen. Um Kapitalerträge wirksamer zu erfassen, sind Kon- 
trollmitteilungen der Banken gesetzlich zu regeln. 

Die Steuerermäßigung für außerordentliche Einkünfte 
(§ 34 EStG) wird gestrichen. Zur Ermittlung des Steuer- 
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Satzes sind außerordentliche Einkünfte zukünftig jedoch 
auf 5 statt bisher auf 3 Jahre zu verteilen. 

d) Regelmäßige Betriebsprüfungen zur Feststellung der 
tatsächlichen Steuerschuld 

Durch entsprechende gesetzliche Regelungen ist sicher- 
zustellen, daß jedes Unternehmen regelmäßig durch Wirt- 
schaftsprüfer geprüft wird. Dazu ist es notwendig, die Zahl 
der Betriebsprüfer bei den Finanzämtern zu verdoppeln. 
Es muß sichergestellt werden, daß zumindestens die ge- 
setzlich vorgeschriebenen Prüfintervalle für Unterneh- 
mensprüfungen eingehalten werden. 

e) Harmonisierung der europäischen Vorschriften zur Be- 
steuerung von Einkünften aus Kapitalvermögen 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Rahmen der 
EU auf die Harmonisierung von Vorschriften zur Be- 
steuerung von Einkünften aus Kapitalvermögen hinzu- 
wirken. 

f) Wiedereinführung der Vermögensteuer 

Aus vorhandenem Vermögen erwächst eine eigenständi- 
ge Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen. Damit ist die 
Erhebung der Vermögensteuer als wesentlicher Bestand- 
teil eines gerechten und ökonomisch rationalen Steuersy- 
stems gerechtfertigt und notwendig. 


Bonn, den 24. Juni 1997 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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